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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Rechtsausschuss: 

1. fordert die Kommission auf, rasch eingehend zu prüfen, welche Auswirkungen die 

Robotik auf die Anzahl und die Art der Arbeitsplätze und auf die Eigenschaften und 

Kompetenzprofile bestehender Arbeitsplätze hat; fordert die Kommission auf, 

Informationen über neue Beschäftigungsformen zusammenzutragen, um möglichst 

effizient prognostizieren zu können, ob erstens die Verbreitung von Robotern 

grundsätzlich Wohlstand und Fortschritt mit sich bringt, ob die Arbeit des Menschen in 

den traditionellen Produktions- und Dienstleistungsstrukturen dadurch überflüssig wird 

und, wenn ja, welche Bedingungen über die materielle Sicherheit hinaus notwendig 

sind, damit der Mensch (geistig und körperlich) gesund, glücklich und aktiv ist, und ob 

die theoretischen Vorteile einer Symbiose zwischen Mensch und Maschine auch de 

facto zu Wohlergehen und Fortschritt führen; und ob zweitens die Mitgliedstaaten in 

Anbetracht des Wandels auf dem Arbeitsmarkt durch ihre Rechtsvorschriften und 

Rechtspraxis sicherstellen können, dass die Verringerung von Ungleichheit, Armut und 

sozialer Ausgrenzung sozial gerecht, inklusiv und dauerhaft erfolgt und dass allen 

Menschen in gleicher Weise die Möglichkeit gegeben wird, ihre Talente, ihre 

Fähigkeiten und ihre Individualität zu entwickeln; 

2. hält es für unbedingt erforderlich, die Entwicklung in den Bereichen Robotik und 

künstliche Intelligenz zu steuern – zumal sich diese Entwicklung immer schneller 

vollzieht – und die möglichen Auswirkungen auf die Beschäftigungs- und Sozialpolitik 

im Vorfeld zu ermitteln, weil durch den steigenden flächendeckenden Einsatz von 

Robotern bei der Produktion von Waren und der Erbringung von Dienstleistungen mit 

weniger Arbeitskraft eine höhere Produktivität erzielt werden kann und folglich im 

Laufe des kommenden Jahrzehnts einige Tätigkeiten zur Gänze verschwinden und viele 

weitere gefährdet sein werden; fordert daher die Kommission auf, die 

Herausforderungen und Chancen im Zusammenhang mit der Beschäftigung zu 

analysieren und eine Methode auszuarbeiten, mit der sich nachvollziehen lässt, wie 

viele und welche Arbeitsplätze durch Robotisierung und Automatisierung verloren 

gegangen sind bzw. geschaffen wurden und welche Auswirkungen diese Entwicklung 

auf die Einnahmen der Sozialversicherungssysteme hat; fordert die Kommission 

außerdem auf, regelmäßig und im Dialog mit den Sozialpartnern zu prüfen, inwieweit 

Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeit ohne Einkommensverlust verkürzt werden 

können, sich jetzt schon damit zu befassen, welche neuen Finanzierungsmöglichkeiten 

für zukünftige Systeme des sozialen Schutzes in Frage kämen, und neue Überlegungen 

dazu anzustellen, wie sich Arbeitnehmer in ihre Arbeit einbringen und wie einzelne 

Mitarbeiter, Teams und Projekte über digitale Arbeitsplattformen besser vernetzt 

werden können;  

3. weist darauf hin, dass im Zuge der Robotisierung einerseits viele Arbeitsplätze verloren 

gehen und andererseits in vielen Bereichen individuelle Arbeitszeiten verkürzt werden 

und dass mithilfe der erhöhten Produktivität der Lohnausgleich finanziert werden 

könnte; 

4. ist der Ansicht, dass die Entwicklung von Robotern so erfolgen sollte, dass die 
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Handlungen von Robotern auf jeden Fall durch den Menschen kontrolliert und 

rückgängig gemacht werden können, und dass gleichzeitig eingedenk der immer 

größeren Autonomie von Robotern die Vorschriften über die Haftung für Folgen der 

Handlungen bzw. der Untätigkeit von Robotern geändert werden sollten; hält es für 

bedenklich, dass die Automatisierung der Arbeit im Zuge dieser neuen industriellen 

Revolution gänzlich ohne einen allgemeinen Rahmen und ohne Rechtsvorschriften 

erfolgt, und erachtet es als sehr wichtig, dass die Union einen Rechtsrahmen festlegt, in 

dem der Komplexität der Robotik und ihren vielfältigen gesellschaftlichen 

Auswirkungen Rechnung getragen wird; fordert deshalb die Kommission auf, eine 

gemeinsame Bestimmung des Begriffs „intelligenter, autonomer Roboter“ und seiner 

Unterkategorien vorzuschlagen und die Vor- und Nachteile eines Systems der 

Pflichtversicherung gegen potenzielle, von Robotern verursachte Schäden und 

Störungen gegeneinander abzuwägen; 

5. betont, dass die Aus- und Weiterbildungssysteme an die Weiterentwicklung der Berufe 

und Produktionsverfahren angepasst werden müssen, wobei man sich stärker auf 

Arbeitsplätze mit kreativen, nicht repetitiven Tätigkeiten konzentrieren sollte, damit der 

Wert der Arbeit des Menschen erhalten bleibt und der nächsten Generation in einer 

Arbeitswelt, die sich durch Robotisierung und Automatisierung stetig wandelt, alle für 

eine optimale Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt notwendigen Instrumente an die Hand 

gegeben werden; betont, dass Kompetenzen flexibel einsetzbar sein müssen, und 

erachtet es als sehr wichtig, im Unterricht für das Leben zu lernen und soziale 

Kompetenzen zu erwerben; ist davon überzeugt, dass Kinder zusätzlich zum an der 

Schule gelehrten akademischen Wissen weitere Fähigkeiten erwerben müssen, und zwar 

die Fähigkeit zum kritischen Denken, damit sie Dinge hinterfragen und in voller 

Kenntnis der Sachlage Entscheidungen treffen können, kreative Fähigkeiten, damit sie 

Ideen in die Tat umsetzen können, und die Fähigkeit zum lebenslangen Lernen, die in 

„lebenslangem Handeln“ zum Ausdruck kommen sollte; betont, dass digitale 

Kompetenzen von entscheidender Bedeutung sind, wenn es gilt, mit dem gegenwärtigen 

hohen Tempo der Automatisierung und Digitalisierung von produzierendem Gewerbe 

und Dienstleistungen Schritt zu halten, und dass deshalb ein sofortiger Ausbau der 

digitalen Fähigkeiten und Kompetenzen erforderlich ist, damit ein hohes 

Beschäftigungsniveau gewahrt und der zunehmende digitale Analphabetismus ebenso 

bekämpft werden kann wie die dadurch bedingte Gefahr der sozialen Ausgrenzung; 

spricht sich dafür aus, auf die Digitalisierung des Bildungswesens und die 

Robotisierung als Instrument in Lehre und Lernen besonderes Augenmerk zu legen, 

ohne indessen die geisteswissenschaftlichen Fächer zu vernachlässigen, da durch sie 

Kreativität, Erfindergeist und künstlerische und kulturelle Kompetenzen geschult 

werden, dank deren der Mensch seinen komparativen Vorteil gegenüber der Maschine 

auf einem sich wandelnden Arbeitsmarkt behält; 

6. stellt fest, dass die Robotik umfangreiche Möglichkeiten bietet, vor allem Menschen mit 

Behinderung und ältere Menschen im Alltag zu unterstützen und zu entlasten, und 

wesentlich dazu beitragen könnte, dass sie ein selbstbestimmtes Leben führen und sich 

in den Arbeitsmarkt integrieren können; ist der Ansicht, dass sorgfältig zu überlegen ist, 

welche Vorschriften im Bereich Beschäftigung im Hinblick auf die Arbeitskräfte 

notwendig werden könnten, wenn durch künstliche oder genetische Weiterentwicklung 

oder Ergänzung heutiger menschlicher Fähigkeiten Menschen mit außergewöhnlichen 

Fähigkeiten entstehen, wodurch der Begriff Behinderung eine völlig andere Bedeutung 
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erlangt und uneinholbare Vorteile für jene geschaffen werden, die Zugang zu derartigen 

technologischen Neuheiten, Mitteln und Eingriffen haben, was natürlich ethische und 

moralische Fragen aufwirft, die im Einzelnen sorgfältig untersucht werden sollten;  

7. betont, dass die individuelle Entscheidung für oder gegen ein Implantat, eine Prothese 

oder eine Erweiterung des Körpers des Menschen niemals zu Benachteiligungen oder 

Drohungen in Bezug auf die Beschäftigung, Bildung, Gesundheitsversorgung, 

Sozialversicherung oder sonstige Leistungen führen darf, und hebt hervor, dass allen 

Bürgern gleiche und barrierefreie Zugangsmöglichkeiten für die Nutzung neuer 

Technologien zur Verfügung stehen müssen; weist in diesem Zusammenhang darauf 

hin, dass die Würde des Menschen im Zentrum des Unionsrechts und der 

internationalen Menschenrechtsnormen steht und insofern zu prüfen ist, wie einerseits 

sichergestellt werden kann, dass derzeit noch nicht als Menschen mit Behinderung 

eingestufte Personen gegenüber Menschen mit erweiterten Fähigkeiten nicht ähnlich 

benachteiligt werden wie Menschen mit einer geistigen Behinderung und Menschen mit 

eingeschränkten Fähigkeiten, und ob andererseits Menschen mit einer geistigen 

Behinderung und Menschen mit eingeschränkten Fähigkeiten dank der unterstützten 

Entscheidungsfindung im Sinne des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen künftig in der Lage sein könnten, mithilfe eines Roboters 

selbstständige Entscheidungen zu treffen, und wie sich die Verantwortung zwischen 

ihnen aufteilt; 

8. weist jedoch darauf hin, dass der Einsatz von Robotern Gefahren mit sich bringt, die 

sorgfältig gegen den möglichen Nutzen abgewogen werden sollten; weist darauf hin, 

dass Roboter durchaus Arbeitsunfälle verursachen können und daraus Forderungen 

entstehen können; stellt fest, dass durch tragbare Vorrichtungen der Robotertechnologie 

– wie etwa Exoskelette, die dem Schutz vor Verletzungen am Arbeitsplatz dienen – 

zwar möglicherweise die Produktivität erhöht wird, jedoch auch höhere Erwartungen an 

die Arbeitnehmer gestellt werden könnten, woraus sich wiederum eine erhöhte 

Verletzungsgefahr ergeben könnte; weist darauf hin, dass die Gesetzgeber, Arbeitgeber, 

Gewerkschaften und Arbeitnehmer in Form von internen Vorschriften, 

Kollektivverträgen usw. diesem Umstand Rechnung tragen müssen, zumal weitere 

Gefahren im Zusammenhang mit Robotern den Bereich Antidiskriminierung betreffen 

könnten, etwa wenn nach einem Vorstellungsgespräch die erfassten Daten 

unbeabsichtigt analysiert werden; stellt fest, dass sich die Robotik gewiss neue 

Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Handel und dem Schutz der 

Privatsphäre impliziert; 

9. gibt zu bedenken, dass es angesichts der zunehmenden Spaltung der Gesellschaft bei 

einer zugleich schrumpfenden Mittelschicht im Zuge der Weiterentwicklung der 

Robotik zu einer starken Konzentration von Reichtum und Einfluss in den Händen einer 

Minderheit kommen kann; 

10. stellt fest, dass die Auswirkungen des technologischen Fortschritts und der 

fortschreitenden Robotisierung auf die Beschäftigung und die Sozialpolitik die Art und 

Weise revolutioniert haben, wie die Menschen auf Informationen zugreifen und sie zur 

Verfügung stellen, wie sie kommunizieren, Kontakte pflegen und arbeiten, wodurch 

neue Chancen und Herausforderungen entstehen und sich vielleicht neue Möglichkeiten 

eröffnen, Tätigkeiten effizienter zu gestalten und den Energie- und Materialverbrauch 
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zu senken; hält es gleichwohl für eine mögliche Gefahr, dass die Zahl der benötigten 

Arbeitskräfte im Bereich Robotik nicht in dem Maße steigt, wie wahrscheinlich 

Arbeitsplätze unter anderem in den Bereichen Verkehr, Logistik und Bürotätigkeiten 

dadurch wegfallen, dass Robotik und künstliche Intelligenz kurz- und mittelfristig echte 

Vorteile in Bezug auf Effizienzsteigerungen und Einsparungen erbringen, und zwar 

nicht nur in Produktion und Handel, sondern vor allem auch in Bereichen, in denen 

wegen der Interaktion, Intelligenz und Kreativität des Menschen die Automatisierung 

schwierig ist und daher dort bislang ausschließlich Menschen tätig sein konnten, 

beispielsweise in Bereichen, in denen zahlreiche zum Teil Geringqualifizierte 

beschäftigt sind; fordert deshalb die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in 

Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern und, falls notwendig, mit den regionalen und 

lokalen Gebietskörperschaften neue Schutzmechanismen auszuarbeiten, die an die 

Arbeits- und Laufbahnprofile, die von der Digitalisierung und dem zunehmenden 

Gebrauch der Robotik geprägt sind, angepasst sind, und geeignete Aus- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten für alle anzubieten; 

11. weist darauf hin, dass sich im Zuge der Weiterentwicklung und des Einsatzes von 

intelligenten und kollaborativen Robotern und künstlicher Intelligenz die 

zahlenmäßigen Unterschiede zwischen der Schaffung und dem Verlust von 

Arbeitsplätzen auf die finanzielle Nachhaltigkeit der Sozialversicherungs-, 

Rentenversicherungs- und Arbeitslosenversicherungssysteme der Mitgliedstaaten 

auswirken könnten, und hebt hervor, dass mittel- und langfristig der Verlust von 

Arbeitsplätzen im Zuge der Robotisierung auch zur Folge haben könnte, dass die 

Kaufkraft der Verbraucher sinkt; betont, dass sich die meisten Vorteile der 

Automatisierung und Robotisierung im Bereich Beschäftigung daraus ergeben dürften, 

dass nicht nur die Arbeitskosten gesenkt werden, sondern – dank Fehlerminimierung, 

Steigerung der Produktionsmenge und besserer Qualität, größerer Sicherheit und 

höherer Geschwindigkeit – auch die Produktivität steigt; fordert die Kommission und 

die Mitgliedstaaten auf, bei der Anpassung des Regelungsrahmens für die Robotik und 

die Digitalwirtschaft regelmäßig die Sozialpartner anzuhören und einzubinden, die 

möglichen Risiken für die Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz zu ermitteln, die 

sich durch technologische Innovationen ergeben, und die entsprechenden 

Abhilfemaßnahmen zu treffen sowie zu prüfen, ob zum Zwecke der Besteuerung und 

der Entrichtung der Sozialversicherungsbeiträge eine Pflicht eingeführt werden könnte, 

den Einsatz von Robotern vorab zu melden und gegebenenfalls ihren Anteil am Umsatz 

eines Unternehmens zu beziffern; 

12. fordert die Kommission auf, Leitlinien zu den ethischen und gesellschaftlichen 

Grundsätzen für künftige Regelungen im Bereich Robotik vorzulegen, insbesondere mit 

dem Ziel, zukunftsweisende Normen festzulegen, mit denen auch künftige 

technologische Entwicklungen erfasst werden können; 

13. weist darauf hin, dass es inzwischen eine Form der Beschäftigung gibt, die als 

„Schwarmarbeit“ bezeichnet wird; fordert die Kommission auf, diese neue 

Beschäftigungsform zu untersuchen und zu prüfen, inwiefern die 

Sozialversicherungssysteme und das geltende Arbeitsrecht angepasst werden müssen, 

um Schwarmarbeitskräfte angemessen zu schützen; 

14.  hält es zwar für unmöglich, den technologischen Fortschritt aufzuhalten, betont 
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jedoch, dass die jetzige Generation die Möglichkeit und die Aufgabe hat, diesen 

Fortschritt im Interesse des Menschen und der Erde zu gestalten; ist der Ansicht, dass 

die Union einen Beitrag zu einer integrierten Strategie in den Bereichen Wohlfahrt, 

Wirtschaftswachstum und Technologie leisten sollte, damit sie die weltweite 

Entwicklung maßgeblich beeinflussen kann; fordert die Mitgliedstaaten und die 

Kommission auf, eingehend zu untersuchen, welche Auswirkungen der immer weiter 

um sich greifende Einsatz der Robotertechnik in nächster Zukunft auf die Beschäftigung 

haben wird, und diese Entwicklung mit Rechtsvorschriften so einzuhegen, dass sich der 

technologische Wandel für die Beschäftigten so reibungslos wie möglich vollzieht, und 

ist davon überzeugt, dass es dringend die Frage zu beantworten gilt, ob es infolge der 

Weiterentwicklung der Robotik und immer kostengünstigerer Lösungen Tätigkeitsfelder 

geben wird, in denen die Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen rechtlich 

eingeschränkt werden, entweder weil es sich um ein gesundheitsschädliches und/oder 

gesundheitsgefährdendes Tätigkeitsfeld (ähnlich wie bei den derzeit für Schwangere 

geltenden Vorschriften) handelt oder weil andere Gründe vorliegen, und in welchen 

Bereichen eine vollständige Automatisierung eingeschränkt oder untersagt werden 

könnte, um die Sicherheit zu garantieren und für die Achtung der Grundrechte – die 

durch die zunehmende Automatisierung ganzer Branchen ohnehin infrage gestellt 

werden – zu sorgen, wobei dem demografischen Wandel und der Nachhaltigkeit 

Rechnung zu tragen ist und etwaige unerwünschte Folgen für die Gesellschaft 

abzuwenden sind; 

15. hält es schon wegen des raschen technologischen Fortschritts für erstrebenswert, für die 

absehbare Zukunft Rechtsvorschriften im Bereich Robotik zu erlassen; ist außerdem der 

Ansicht, dass Rechtsvorschriften so formuliert werden sollten, dass sie sich im Zuge 

wissenschaftlicher und technologischer Änderungen anpassen lassen; ist der Ansicht, 

dass im Voraus bedacht werden muss, welche neuen Wirtschaftszweige auf der 

Grundlage der Weiterentwicklung der Robotik und der künstlichen Intelligenz entstehen 

könnten; weist jedoch darauf hin, dass Roboter nicht nur Werkzeuge sind, sondern in 

der Produktion von Waren und Dienstleistungen in immer stärkerem Maße autonom 

agieren; fordert deshalb, umfangreiche Schutzvorkehrungen zu treffen, damit die 

Gesundheit und Sicherheit von Arbeitnehmern, die mit oder an der Seite von Robotern 

oder anderen Formen künstlicher Intelligenz arbeiten, in angemessener Weise geschützt 

werden, und fordert, dass die Haftung bei Schäden, die von selbstständig agierenden 

Robotern verursacht werden, stets zugunsten der Beschäftigten geregelt wird; fordert 

daher die Union und die Mitgliedstaaten auf, so rasch wie möglich in der Öffentlichkeit 

einen strukturierten Dialog darüber anzustoßen, welche Auswirkungen die Entwicklung 

dieser Technologien hat, und fordert die in der Forschung tätigen Akteure auf, eine 

kritische Haltung zu entwickeln und konstruktiv zum Dialog in der Öffentlichkeit 

beizutragen; 

16. betont, dass bei allen Verarbeitungstätigkeiten, die von Robotiksystemen oder Systemen 

künstlicher Intelligenz durchgeführt werden, die Rechtsvorschriften der Union über den 

Datenschutz vollständig eingehalten werden müssen und die Grundsätze des 

Datenschutzes durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 

Voreinstellungen zu wahren sind; 

17. weist darauf hin, dass die Robotisierung erhebliche Chancen bietet, das produzierende 

Gewerbe wieder in die Union zurückzuverlagern und auf diese Weise neue 
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Beschäftigungsmöglichkeiten entstehen können, vor allem für Geringqualifizierte; 

18. ist der Ansicht, dass der Einsatz von Robotern in der Produktion große 

Herausforderungen an die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz mit 

sich bringt; weist darauf hin, dass die Arbeitnehmer durch die Robotisierung einerseits 

körperlich entlastet werden können, andererseits aber auch durch die zunehmende 

Verantwortung des Einzelnen in komplexeren Produktionsabläufen einer stärkeren 

psychischen Belastung ausgesetzt sein können; fordert die Kommission und ihre 

Agenturen, insbesondere die EU-OSHA, auf, die mit den Prozessen der Digitalisierung, 

Robotik und künstlicher Intelligenz einhergehenden Auswirkungen auf psychische 

Belastungen zu untersuchen und Vorschläge für Gegenmaßnahmen zu unterbreiten; 

fordert, dass die Arbeitnehmer jederzeit konkret darüber mitbestimmen und daran 

mitwirken können, wie ihre Arbeitsumwelt gestaltet wird, und dass die Sozialpartner 

und Gewerkschaften auf allen Ebenen einbezogen werden; 

19. weist darauf hin, dass in wissenschaftlichen Studien vier große Problembereiche im 

Zusammenhang mit der Ausarbeitung von Rechtsvorschriften über den Einsatz von 

Robotern ermittelt wurden, nämlich die Geheimhaltung, was die Plattformen und an der 

Entwicklung und Erforschung der künstlichen Intelligenz beteiligten Hersteller 

anbelangt, deren Tätigkeiten den Regulierungsbehörden möglicherweise nicht immer 

bekannt sind, sowie die Unklarheiten, die entstehen, wenn Systeme künstlicher 

Intelligenz von Forscherteams entwickelt werden, deren Mitglieder unterschiedlichen 

Einrichtungen angehören und nicht am selben Ort und in Gebieten unterschiedlicher 

Gerichtsbarkeit tätig sind, wobei Geheimhaltung hier impliziert, dass Systeme 

künstlicher Intelligenz aus vielen gesonderten, unterschiedlichen, bereits vorhandenen 

Hardware- und Softwarekomponenten bestehen können; weist darauf hin, dass 

möglicherweise bis zur Zusammenführung all dieser Komponenten das Ergebnis nicht 

eindeutig vorausgesagt werden kann, was etwa bedeutet, dass die Funktionsweise von 

Systemen künstlicher Intelligenz womöglich weniger transparent ist als jene von bisher 

eingesetzten Technologien; stellt fest, dass dies für die Regulierungsbehörden insofern 

schwierig sein könnte, als keine Klarheit darüber herrscht, welche Probleme sich im 

Zusammenhang mit solchen Systemen abzeichnen und wie sie gelöst werden können. 
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